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Staatsgerichte.
§ 15

(1) Die Gerichte sind Staatsgerichte.
(2) Die Privatgerichtsharkeit ist aufgehoben; an ihre 

Stelle tritt die Gerichtsbarkeit des deutsches Landes, in 
welchem sie ausgeübt wurde. Präsentationen für An­
stellungen bei den Gerichten finden nicht statt.

(3) Die Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in 
weltlichen Angelegenheiten ist ohne bürgerliche Wirkung. 
Dies gilt insbesondere bei Ehe- und Verlöbnissachen.

Ausn ahm eg er icht e.
.§ 16

Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf sei­
nem gesetzlichen Richter entzogen werden. Die gesetzlichen 
Bestimmungen über Kriegsgerichte und Standgerichte werden 
hiervon nicht berührt.

Anm.: S. 3 ist im Hinblick auf Art. III des KRG. Nr. 34 vom 12. August 
1946 gegenstandslos.

Zulässigkeit dies Rechtswegs.
§ 17

(1) Die Gerichte entscheiden über die Zulässigkeit des 
Rechtswegs.

(2) Die Landesgesetzgebung kann jedoch die Entschei­
dung von Streitigkeiten zwischen den Gerichten und den 
Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten über die 
Zulässigkeit des Rechtswegs besonderen Behörden nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen übertragen:

1. Die Mitglieder werden für die Dauer des zur Zeit 
ihrer Ernennung von ihnen bekleideten Amts oder, 
falls sie zu dieser Zeit ein Amt nicht bekleiden, auf 
Lebenszeit ernannt. Eine Enthebung vom Amte kann 
nur unter denselben Voraussetzungen wie bei den 
Mitgliedern des Reichsgerichts stattfinden.


